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Unabhängig von der Frage, welches Recht einem 
grenzüberschreitenden Vertragsverhältnis zugrunde-
liegen soll, muß auch entschieden werden, in wel-
chem Land die Forderungen gegebenenfalls gericht-
lich durchzusetzen sind. Dabei bietet sich zunächst 
an, ein gerichtliches Verfahren zur Erlangung eines 
Vollstreckungstitels im Sitzland des Schuldners 
durchzuführen. Mit dem im Ausland erlangten Titel 
kann dann dort auch gegen den ausländischen Geg-
ner notfalls die Zwangsvollstreckung betrieben wer-
den. Dieses Verfahren hat, insbesondere wenn be-
reits im Vorfeld einer gerichtlichen Auseinanderset-
zung eine Einigung angestrebt wird und später schei-
tert, den Vorzug einer zügigen Abwicklung. 
In anderen Fällen kann für ein Unternehmen von In-
teresse sein, das Verfahren vor dem eigenen heimat-
lichen Gericht durchzuführen, etwa weil das heimatli-
che Recht des Klägers zugrunde liegen soll und mög-
licherweise die am Ort ansässigen Anwälte des Klä-
gers mit den Streitfragen besonders vertraut sind. 

In diesem Fall stellt sich die Frage, welchen Wert ein 
im Inland erstrittenes Urteil oder ein sonstiger Voll-
streckungstitel hat, wenn diese im Ausland im Wege 
der Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden sol-
len.  

In früheren Jahren konnten derartige Forderungen 
nur aufgrund zwischenstaatlicher Abkommen über 
die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 
Urteile im Ausland durchgesetzt werden. Ohne sol-
che Vollstreckungsabkommen werden ausländische 
Urteile teilweise gar nicht anerkannt oder zumindest 
noch einmal auf Ihre Verträglichkeit mit dem inländi-
schen Zivil- und Handelsrecht überprüft. 

Europäisches Gerichts- und Vollstreckungsab-
kommen in Zivil- und Handelssachen (EUGVÜ)  

Im Rahmen der Harmonisierungsentwicklung der EG 
eröffnet das nunmehr vorliegende Europäische Ge-
richts- und Vollstreckungübereinkommen (EuGVÜ) 
von 1968 in den EG-Staaten eine Erleichterung der 
Durchsetzung von Forderungen im Ausland. 1988 
haben außerdem die Mitgliedstaaten der EG mit den 
Mitgliedstaaten der EFTA (Finnland, Island, Norwe-
gen, Österreich, Schweden, Schweiz) in Lugano ein 
Parallelabkommen abgeschlossen, das in seinen 
Kernbereichen (Zuständigkeit, Anerkennung, Voll-
streckung) dem EuGVÜ nahezu vollständig folgt.  

Das EuGVÜ ist kein sogenanntes primäres Gemein-
schaftsrecht der EG in Form einer Verordnung oder 
Richtlinie. Vielmehr handelt es sich wegen seines 
Charakters als multilateraler Staatsvertrag der ein-
zelnen EG-Mitgliedstaaten um einen völkerrechtli-
chen Vertrag, wie etwa der EWG-Vertrag selbst.  

Das EuGVÜ enthält zunächst eine umfassende Re-
gelung der Zuständigkeiten in Zivil- und Handelssa-
chen, deren Anwendbarkeit grundsätzlich nur vom 
Wohnsitz des Beklagten in einem Vertragsstaat ab-
hängt. Damit wird eine internationale Zuständigkeit 
nicht nur für die Anerkennung der Urteile, sondern 
auch bereits für die Zuständigkeit für die Entschei-
dung selbst geregelt. Des weiteren erleichtert das 
EuGVÜ die Anerkennung und Vollstreckung aller in 
den Vertragsstaaten erlassenen gerichtlichen Ent-
scheidungen erheblich und beschleunigt diese. Die 
Zuständigkeit des Gerichts, das die zu vollstrekkende 
Entscheidung gefällt hat, darf in dem Land, in dem 
die Vollstreckung durchzuführen ist, grundsätzlich 
nicht mehr nachgeprüft werden. Auf diese Weise wird 
ein rasches und einseitiges Vollstrekkungsverfahren 
ohne die Möglichkeiten von weiteren Einwendungen 
gegen die Forderung selbst geschaffen. Das EuGVÜ 
geht als Spezialregelung etwaigen anderslautenden 
inländischen Bestimmungen vor. 

Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des 
EuGVÜ  

Das Übereinkommen ist in Zivil- und Handelssachen 
anzuwenden, ohne daß es auf die Art der Gerichts-
barkeit ankommt. Zivil- und Handelssachen sind nur 
solche Sachverhalte, die nicht öffentlich-rechtlich 
sind, also ihren Ursprung nicht in einer hoheitlichen 
Tätigkeit haben. Ausgeschlossen sind die Rechtsge-
biete des Personenstands, Rechts- und Handlungs-
fähigkeit, gesetzliche Vertretung, eheliche Güterstän-
de, Erb- und Testamentsrecht, Insolvenzrecht (Kon-
kurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren), soziale 
Sicherheit sowie der praktisch wichtige Bereich der 
Schiedsgerichtsbarkeit. Mitumfaßt ist hingegen die 
Durchsetzung von familienrechtlichen Unterhaltsan-
sprüchen, die bei anderen Abkommen häufig ausge-
klammert sind.  

Das Abkommen hat Vorrang vor bestehenden zwei-
seitigen Verträgen zwischen den Mitgliedstaaten; 
früheren und künftigen Verträgen über Spezialmate-
rien (Seerecht, Atomrecht, u.a.) geht es hingegen 
nach. 

Zuständigkeit des Gerichts  

Die Zuständigkeit des entscheidenden Gerichts rich-
tet sich zunächst nach dem Wohnsitz des Beklagten 
in dem jeweiligen Vertragsstaat bzw. nach seinem 
Sitz bei juristischen Personen. Hingegen sind be-
stimmte Gerichtsstände, die nach dem nationalen 
Recht der EG-Länder vorgesehen sind, durch das 
EuGVÜ ausdrücklich ausgeschlossen. Falls der Be-
klagte seinen Sitz außerhalb der EG hat, bleibt es 
beim Zuständigkeitsrecht des jeweiligen Gerichts-
staates, soweit das Abkommen eine ausschließliche 
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Zuständigkeit vorschreibt und auch besondere Ge-
richtstände erlaubt sind.  

Darüber hinaus sind Sondergerichtsstände für EG-
Bewohner vorgesehen, etwa der Erfüllungsort, die 
Zweigniederlassung und für Unterhaltsklagen der 
Wohnsitz bzw. der gewöhnliche Aufenthaltsort des 
Unterhaltsberechtigten. Auch ein Sachzusammen-
hang mit der Klage kann die Zuständigkeit begrün-
den, etwa für die Widerklage. Sondergerichtsstände 
bestehen außerdem für Versicherungssachen, für 
Abzahlungskauf und für Darlehen. Dieses dient dem 
Zweck, Versicherungsnehmern und Käufern die ge-
richtliche Durchsetzung ihrer Ansprüche zu erleich-
tern. 

Ausschließliche Gerichtsstände, also solche, die 
nicht geändert werden können, bestehen für Grund-
stücksachen im Belegenheitsstaat (Lage des Grund-
stücks), für gesellschaftsrechtliche Sachen im Sitz-
staat der Gesellschaft, für Streitigkeiten über die Gül-
tigkeit von Registereinträgen im Registerstaat, für 
Vollstreckungssachen im Vollstreckungsstaat.  

Allerdings können die Vertragsparteien auch einen 
anderen als den gesetzlich vorgesehenen oder in 
dem Abkommen bezeichneten Gerichtsstand wählen. 
Der Abschluß einer solchen Gerichtsstandsvereinba-
rung ist grundsätzlich von dem EuGVÜ zugelassen. 
Das angerufene Gericht wird auch dann zuständig, 
wenn der Gegner sich auf das Verfahren einläßt, oh-
ne die Unzuständigkeit des Gerichts zu rügen. Falls 
das angerufene Gericht international unzuständig ist 
oder der Beklagte mangelhaft geladen, hat das Ge-
richt dieses teilweise von Amts wegen zu beachten.  

Die Rechtshängigkeit, also die gerichtliche Geltend-
machung des Anspruchs, in einem anderen Ver-
tragsstaat muß, ein Sachzusammenhang mit einem 
Verfahren in einem anderen Vertragsstaat kann von 
dem Gericht beachtet werden. 

Inhalt der Anerkennung von Urteilen  

Anerkannt werden nicht nur Urteile, sondern Ent-
scheidungen aller Art, auch solche der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und z.B. auch Kostentitel. Ein beson-
deres Verfahren für die Anerkennung ist von dem 
EuGVÜ nicht vorgeschrieben. Über die Anerkennung 
selbst wird daher im Verfahren über Erteilung der 
Vollstreckungsklausel mitentschieden.  

Eine Anerkennung darf versagt werden, wenn die 
betreffende ausländische Entscheidung gegen den 
ordre public (also das grundsätzliche Rechtsver-
ständnis) des Anerkennungsstaats verstößt, bei einer 
mangelhaften Ladung ( auch selbst wenn sich der 

Beklagte eingelassen hat), wenn im Anerkennungs-
staat eine widersprechende Entscheidung ergangen 
ist sowie wenn eine Vorfrage des Rechts der natürli-
chen Personen, des Ehegüter- und Erbrechts entge-
gen dem internationalen Privatrecht des Anerken-
nungsstaat entschieden worden ist. Das gleiche gilt 
ferner bei Verletzung der internationalen Zuständig-
keit in bestimmten schwerwiegenden Fällen. Die An-
erkennung noch nicht rechtskräftiger Entscheidungen 
kann ausgesetzt werden.  

Die Durchführung der Zwangsvollstreckung einer 
derart anerkannten Entscheidung ist ebenfalls durch 
das EuGVÜ ausführlich geregelt. Der Antrag auf Er-
teilung der Vollstreckungsklausel ist an das im Ver-
trag festgelegte Gericht zu richten. Gemeinsame 
Vorschriften betreffen die Urkunden, die für die Aner-
kennung oder Vollstreckung einer Entscheidung bei-
zubringen sind. 

Vollstreckbare Urkunden und Prozeßvergleiche aus 
einem Vertragstaat sind in den anderen Vertragstaa-
ten ebenfalls vollstreckbar, falls sie nicht deren ordre 
public verletzen. 

Hinweise zur Vertragsgestaltung  

Hier ist von dem aus deutscher Sicht typischen Fall 
auszugehen, daß ein deutscher Lieferant die Anwen-
dung deutschen Rechts und die Durchsetzung der 
Forderung an einem deutschen Gericht wünscht. Die 
Vollstreckung hat dann nach Erlangung eines sol-
chen Titels im Ausland am Sitz des Schuldners und 
in das dort befindliche Vermögen des Schuldners zu 
erfolgen.  

Dazu müssen die Vertragsparteien nicht nur den ei-
gentlichen Vertrag (Hauptvertrag), also etwa einen 
Kaufvertrag oder Werkvertrag, abschließen, sondern 
auch eine Gerichtsstands- und eine Rechtswahlver-
einbarung treffen. 

Gerichtsstandsvereinbarung  

Um die Zuständigkeit eines deutschen Gerichtes zu 
begründen, müssen die Parteien zunächst eine Ge-
richtsstandsklausel zur Wahl des internationalen ört-
lichen Gerichtsstandes vereinbaren. Eine solche Ge-
richtsstandsvereinbarung darf nach dem EuGVÜ ge-
troffen werden. Dessen Art. 17 EuGVÜ enthält aller-
dings gewisse Mindestanforderungen an eine ver-
tragliche Vereinbarung über einen Gerichtsstand.  

Es ist erforderlich, daß die Parteien, von denen min-
destens eine Partei ihren Wohnsitz in dem Hoheits-
gebiet eines Vertragstaates hat, eine Vereinbarung 
über die Zuständigkeit eines Gerichts für bereits ent-
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standene oder für künftige Rechtsstreitigkeiten tref-
fen. Um dem Formerfordernis des EuGVÜ zu genü-
gen, muß entweder eine schriftliche Vereinbarung 
getroffen werden oder eine mündliche Vereinbarung 
mit schriftlicher Bestätigung erfolgen oder ein beiden 
Parteien bekannter internationaler Handelsbrauch 
bestehen, der eine andere Art der Vereinbarung für 
zulässig hält. Für eine Vereinbarung ist erforderlich, 
daß sich jede Partei tatsächlich mit der Gerichts-
standsklausel einverstanden erklärt hat. Damit soll 
gewährleistet werden, daß eine Zuständigkeitsver-
einbarung nicht unbemerkt Inhalt des Vertrages wird.  

In dieser Formbestimmung liegt in der Praxis die 
Hauptschwierigkeit für eine wirksame Gerichts-
standsvereinbarung. Eine ausdrückliche Einigung im 
Vertrag selbst wird meistens nicht getroffen. Der Eu-
ropäische Gerichtshof (EuGH) verlangt aber im Hin-
blick auf den Schutzzweck der Formbestimmung für 
die erste Formvariante "schriftliche Vereinbarung", 
daß wenigstens in dem von beiden Parteien unter-
schriebenen Vertragstext ausdrücklich auf die Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB) mit der darin 
enthaltenen Gerichtsstandsklausel Bezug genommen 
wird. Eine mittelbare oder stillschweigende Verwei-
sung auf einen vorangegangenen Schriftverkehr soll 
nicht ausreichen. Die zweite Formvariante "mündli-
che Vereinbarung mit schriftlicher Bestätigung" ist 
nicht praktikabel, da die mündliche Einigung selten 
zu beweisen sein wird. Dies gilt umso mehr, als es 
nach Auffassung des EuGH nicht ausreicht, daß eine 
Partei während der Vertragsverhandlungen zwar 
darauf hingewiesen hatte, sie wolle zu ihren AGB 
abschließen, den Wortlaut der AGB mit der darin 
enthaltenen Gerichtsstandsklausel aber erst später 
der schriftlichen Bestätigung des Vertragsschlusses 
beigefügt hatte. Die deutschen Grundsätze zum 
Schweigen auf ein kaufmännisches Bestätigungs-
schreiben können im Rahmen der ersten und zweiten 
Variante nicht angewandt werden. Zu der dritten Va-
riante "Einigung gemäß internationalen Handelsbräu-
chen" hat sich die herrschende Meinung in der Litera-
tur, daß eine Zuständigkeitsvereinbarung in AGB 
durch ein Schweigen auf ein kaufmännisches Bestä-
tigungsschreiben wirksamer Bestandteil des Haupt-
vertrages werden kann, zumindest aber einen inter-
nationalen Handelsbrauch darstelle, in der Recht-
sprechung bisher nicht durchgesetzt.  

Es ist deshalb anzuraten, die Gerichtsstandsklausel 
in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen vom Ver-
tragspartner abzeichnen zu lassen, was auch für die 
Rechtswahlklausel zu empfehlen ist. 

Rechtswahlklausel  

Daneben muß mit dem "Rechtswahlvertrag" als an-
zuwendendes Recht das "Deutsche Recht" verein-

bart werden bzw. "Deutsches Zivil- und Handels-
recht". Käufer und Verkäufer können nach dem 
Grundsatz der freien Rechtswahl (nach Art.27) Ein-
führungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 
EGBGB) für ihre Rechtsbeziehung ohne Nachweis 
eines anerkenneswerten Interesses jede auf dieser 
Welt vorhandene Rechtsordnung wählen. Die Ver-
einbarung kann ausdrücklich oder aufgrund von Ver-
tragsbestimmungen oder anderer Umstände still-
schweigend erfolgen. Das Zustandekommen und die 
Wirksamkeit der Rechtswahlvereinbarung beurteilt 
sich nach dem von den Parteien gewählten Recht. In 
den Fällen, in denen die Rechtswahl nicht ausdrück-
lich im Hauptvertrag getroffen wird, sondern in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen erfolgen soll, 
sind die Voraussetzungen des AGB-Gesetzes zu 
beachten. Zwar wird bei Kaufleuten für ausreichend 
erachtet, daß der Kunde vom Vorhandensein der 
AGB bei Beobachtung gehöriger Sorgfalt hätte wis-
sen müssen und er erkennen konnte, daß der Unter-
nehmer den Vertrag nur unter Einbeziehung seiner 
AGB abschließen wollte. Trotzdem ist für den interna-
tionalen Geschäftsverkehr auch bei Vereinbarung 
deutschen Rechts im Hinblick auf ein "Wissenmüs-
sen" anzuraten, die AGB in vollem Umfange der an-
deren Vertragspartei in der Verhandlungssprache zur 
Kenntnis zu bringen und durch Gegenzeichnung eine 
ausdrückliche Vereinbarung über ihre Einbeziehung 
zu treffen. Denn im Hinblick darauf, daß die meisten 
anderen europäischen Rechtsordnungen eine aus-
drückliche Vereinbarung verlangen, kann dem Ver-
tragspartner die Kenntnis der deutschen Gepflogen-
heiten fehlen. Werden die Vertragsverhandlungen in 
deutscher Sprache geführt, besteht bei einem in der 
Bundesrepublik geschlossenen Vertrag keine Ver-
pflichtung, für Ausländer Übersetzungen der AGB 
bereit zu halten. In anderen Fällen dürfte eine Kennt-
nisgabe in der Verhandlungssprache nach der herr-
schenden Meinung erforderlich sein. Zumindest aber 
muß der Hinweis auf die deutschen AGB in der Ver-
handlungssprache vorgenommen werden. Beim 
nichtkaufmännischen Kunden ist bei Vertragschluß 
demgegenüber in allen Fällen ausdrücklich auf die 
AGB hinzuweisen sowie die Möglichkeit zu geben, in 
zumutbarer Weise vom Inhalt der AGB Kenntnis zu 
nehmen.  

Abwägung zur Durchsetzbarkeit  

Welche rechtliche Gestaltung zur Durchsetzung von 
Forderungen im Einzelfall zu wählen ist, hängt von 
mehreren Erwägungen ab. Dazu zählt zunächst die 
Frage des anwendbaren materiellen Rechts, also 
aufgrund dessen eine Entscheidung selbst gefunden 
werden soll. Denn das neuerdings auch in Deutsch-
land geltende Wiener UN- Kaufrecht (UNCITRAL-
Recht) sollte gegebenenfalls. zugunsten des deut-
schen Zivil- und Handelsrechts abbedungen werden. 
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Dessen Durchsetzung vor ausländischen Gerichten 
ist jedoch nicht immer in vollem Umfang gewährleis-
tet, weil die entsprechenden Rechtskenntnisse nicht 
vorliegen oder nur verzögert erlangt werden können. 
Umgekehrt kann UNCITRAL-Recht natürlich im Aus-
land leichter zur Anwendung gelangen. Bei der Füh-
rung von Prozessen im Inland gegen ausländische 
Schuldner ist weiterhin zu beachten, daß erhebliche 
Verzögerungen durch die Ladungs- und Zustellungs-
vorschriften entstehen können. Immerhin muß die 
Klage über die deutschen Konsulate im Ausland in 
beglaubigter, übersetzter Form zugestellt werden. 
Dieses kann unter Umständen mehrere Monate in 
Anspruch nehmen. Die vorsorgliche Vereinbarung 
eines deutschen Gerichtsstandes und des deutschen 
Rechts ist jedoch in der Regel unschädlich, da der 
Kläger unter Umständen auf dieses Recht verzichten 
kann und der Beklagte sich typischerweise auf ein 
Verfahren an seinem Heimatsitz durchaus einläßt. 
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